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L AND - U N D  A M T S G E R I C H T S - G E B Ä U D E  K Ö S L I N

Preußische Staatshochbauverw altung.

Das aus dem Jah re  1825 stam m ende alte Gerichts­
gebäude in  Köslin w ar räum lich unzulänglich. Man 
entschloß sich daher zur E rrichtung eines Neubaues, 
in dem die bisher voneinander getrennten D ienst­
stellen der Justiz  vereinigt werden konnten. An 
der L indenstraße wurde ein zwischen zwei Ausfall­
straßen günstig gelegenes und auch für eine spätere 
Erw eiterung ausreichend bemessenes Gelände von 
der S tad t kosten- und lastenfrei zur Verfügung 
gestellt.

Da der R aum bedarf für die Büros des Land- und 
Am tsgerichts und der S taatsanw altschaft sich auf 
zwei H älften verteilen ließ und die erforderlichen Säle 
von allen Behörden gleichmäßig benu tz t werden, 
ergab sich die symmetrische A nordnung zweier B üro­
hausflügel, die, durch den m ittleren Saalbau ver­
bunden, sich um einen nach der S traße geöffneten 
Ehrenhof gruppieren.

Innerhalb des G ebäudesistdasErdgeschoßdem  A m ts­
gericht, dem Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht

V E R E I N I G T  MI T

ZEITSC H R IFT  FÜR BAUWESEN
MIT NACHRICHTEN DER REICHS- U. STAATSBEHÖRDEN • HERAUSGEGEBEN IM PR. FINANZMINISTERIUM 

S C H R I F T L E I T E R :  D R .- IN G . N O N N  U N D  D R .-IN G . e .h .  G U S T A V  M E Y E R

BERLIN, DEN 3. OKTOBER 1934 54. JAHRGANG, HEFT 40
Alle R echte Vorbehalten.
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Sockelgeschoß. M . 1:600.

zugewiesen. In  den K opfbauten liegen hier die 
gu t besonnten W ohnungen des Heizers und des H aus­
w arts. D er westliche Seitenflügel en thä lt im ersten 
Obergeschoß die Geschäftszimmer der S taatsanw alt­
schaft, w ährend alle übrigen Gebäudeteile von den 
Geschäftsräum en des Landgerichts eingenommen 
werden.

U m  bei der U nterteilung von R äum en eine größere 
Bewegungsfreiheit zu gewinnen, wurde die allgemein 
übliche einfenstrigo Geschäftsraumachse von rd. 3 m 
noch un terte ilt, wodurch sich die Fensterbänder 
konstruk tiv  ergaben. Sie wurden oberhalb des 
Sockelgeschosses als Eisenbetongerippe konstruiert.

Sockel- und Kellergeschoß wurden aus H artb ran d ­
steinen gem auert. Rheinische Schwemmsteine wurden 
für alle n icht tragenden Zwischenwände in weitgehen­
dem  Maße verwendet. Als Massivdecken sind über 
den Geschäftsräum en Koenensche Decken m it L a t­
tung und doppelter R ohrung, über den F luren  Sperle- 
Decken gewählt. Im  Kellergeschoß sind teils 
Ackerm ann-, teils Eisenbetonbalkendecken zur Aus­
führung gekommen. Auch die W andelhalle im 
zweiten Obergeschoß sowie der Schwurgerichtssaal 
erhielten Eisenbetondecken, w ährend die Decke über 
der Eingangshalle als Pohlm ann-Decke ausgebildet 
wurde.
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Der m ittlere Saalbau en thä lt drei Obergeschosse 
und wird von einem W almdach aus geschm auchten 
rheinischen H andstrichpfannen überdeckt. Die beiden 
Seitenflügel m it den K opfbauten besitzen hingegen 
nur zwei Obergeschosse m it Flachdächern über nied­
rigen K riechböden.

Die B auarbeiten begannen im April 1929. Im  De­
zember desselben Jahres w ar der Rohbau fertig­
gestellt. Am 1. November 1931 konnte der Bau über­

geben werden, nachdem der Westfliigel teilweise 
bereits früher in  Benutzung genommen war. Die 
Baukosten betragen rd. 1 260 000 RM. Hierzu 
kommen die K osten der Nebenanlagen m it rd . 57 000 
RM und die K osten der inneren E inrichtung m it 
rd. 122000 RM.

Entw urfsbearbeitung und Bauleitung erfolgten 
durch die Staatshochbauverw altung.

Regierungsbaumeisler H aultm ann.
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Ausbildung der Fensterpfeiler. M . 1:40.

Rechts und unten: Einzelheiten des 
Doppelrahmenfensters. M . 1:6.
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Große Halle im  
zweiten Obergeschoß.

Halle im  Erdgeschoß.

Große Halle vor dem 
Schwurgerichtssaal.



Windfang im  Erdgeschoß.

Unten: Eingang zum  Schumrgerichtssaal.

Treppenhalle im  Erdgeschoß.
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Oben: Schwurgerichtssaal.

Jleclits: Kasse,
Raum, für Publikum.

LA N D - U N D  A M T S G E R IC H T S -  
G E B Ä U D E  K Ö S L IN .
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DER NEUE SCHW URGERICHTS SAAL DES LANDGERICHTS 
IN STARGARD I. POMM.
Preußische S taatshochbauverw altung.

Im  Jah re  1931 brannten  infolge Blitzschlag der 
Schwurgerichtssaal und ein Teil des Dachstuhles des 
um  1870 erbauten  Landgerichts in  S targard i. Pom m. 
aus. Eine Verbreitung des Eeuers konnte durch die 
B randm auern und die ta tk räftigen  Abwehrmaß- 
nahm en der Feuerwehr verhindert werden. Nach 
sofortiger H erstellung eines Notdaches wurde der 
W iederaufbau m it gleichzeitiger Erw eiterung der 
Geschäftsräum e im H erbst 1932 und F rüh jah r 1933 
durchgeführt.

D er alte Schwurgerichtssaal im ersten Obergeschoß 
h a tte  bei m ehr als 8 m lichter Raum höhe und  seinen 
durch flache P ilaster gegliederten Putzw änden an

m angelhafter A kustik gelitten; außerdem  war über 
die n icht blendungsfreie Tagesbeleuchtung durch große 
in norm aler Brüstungshöhe beginnende Fenster an den 
beiden Stirnseiten des Saales geklagt worden. Diese 
Mängel m ußten beim W iederaufbau verm ieden und 
gleichzeitig Raum  für erw eiterten Geschäftsbetrieb 
geschaffen werden. Zu dem Zweck wurde der Schwur­
gerichtssaal über seinem bisherigen P latz ins zweite 
Obergeschoß verlegt, so daß als Zuführung dieselben 
Treppenhäuser benutzt, die gewonnenen Räum e im 
ersten Obergeschoß aber für die Erw eiterung des 
Geschäftsbetriebes bereitgestellt werden konnten. Die 
im zweiten Obergeschoß und im Drempel des

Grundriß. M . 1:200.

B  Beratungszimmer 
F  Flur
G Geschäftszimmer 
N  Nebenraum  
T  Vorführung s tre ife  
W Warleraum  
Z  Zelle

A Schwurgerichts­
saal

1 Richtertisch
2 StaatsanuaU
3 Protokoll führ er
4 Ü berführungsst ticke
5 Anklagebank
6 Verteidiger
7 Sachverständige
S Justizwachtmeister 
9 Zeugen 

10 Zuh&rer
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Außeiiansicht. Schnitt. Innenansicht.

Rechts: Z eiß-Ikon-T  i cf strahl er, 
bündig in  die Decke, eingebaut. 
M . 1:20.

L inks: Bronzefenster m it gekuppelten Lüftungsflügeln und Sonnenrouledux. 
Schnitt. M . 1:25. *

Grundriß. Fenstergruppe. M . 1:80.

Links-.Fenster pfeiler. ü 1.1:25.

Dachgeschosses verbleibende Höhe reichte zudem voll­
kommen aus, um dem Schwurgerichtesaal eine ange­
messene und akustisch günstigere R aum höhe zu geben.

Hieraus ergab sich, daß die Grundfläche des neuen 
Schwurgerichtesaales durch die vorhandenen U m ­
fassungsmauern des alten  festgelegt w ar und daß bei 
dem zwangsläufigen Anschluß der übrigen Räume 
auch die A nordnung der Fenster wieder nur an den 
Stirnseiten des Raum es erfolgen konnte. D a aus 
Zweckmäßigkeitsgründen das Gestühl ebenfalls nach 
der Längsachse des Raum es geordnet werden m ußte, 
war es notwendig, die Fenster derart auszubilden, daß 
sie bei ausreichender Erhellung des Raum es eine 
Blendung besonders der am Richtertisch sitzenden 
Personen beim Blick auf die Zuhörer ausschlossen. 
Hierzu t r a t  als Forderung der A ußenarchitektur, die 
neu einzubrechenden Fenster des ein Geschoß höher 
zu legenden neuen Schwurgerichtssaales in dem 
schmalen M auerwerkstreifen anzuordnen, der zwischen 
den B lendarkaden der Fenster des alten  Schwur­
gerichtssaales und dem breiten Hauptgesim s außen 
vorhanden war. Dies führte zu der hochgelegenen 
bandartigen Zusammenfassung der Fenster an den 
beiden Stirnseiten des Raumes.

Die etw a 3 m hohe B rüstung und die Verwendung 
von fein gem ustertem  Ornamentglas für die inneren 
Fenster sowie die Anordnung von Sonnenschutz­
rouleau x h a t die sonst bei S tirnfenstern unverm eid­
liche Blendung vollständig ausgeschaltet. Bei der 
vorhandenen M auerstärke konnte die infolge der 
A ußenarchitektur beschränkte Höhe der äußeren

Fenster durch Neigung der Sohlbank und Vergröße­
rung der inneren Fenster günstig ausgeglichen werden. 
Die aus Bronze gefertigten Fenster sind derart in die 
g la tte  Leibung gesetzt, daß die äußeren 12 cm hinter 
die Außenflucht zurücktreten und die inneren m it der 
inneren M auerkante bündig abschlicßen. Die außen 
und innen gleich groß bemessenen oberen Lüftungsflügel 
sind als Schwingflügel ausgebildet und werden gemein­
sam für eine ganze Fensterreihe von 2 x 7  Fenstern 
m ittels einer zwischen den S turzträgern  eingebauten 
Hebelwelle durch K urbelantrieb bedient. In  e n t­
sprechender Weise erfolgt auch von derselben Stelle 
aus die Bedienung der in N uten zwischen den Fenster­
leibungen geführten Sonnenschutzrouleaux. Um die 
für eine schnelle und vollständige Lüftung des Saales 
benötigten oberen Lüftungsflügel auch während des 
Vorziehens der Sonnenschutzrouleaux benutzen zu 
können, sind letztere zur Umgehung der zwischen den 
Lüftungsflügeln erforderlichen Kupplungshebel derart 
eingerichtet, daß sie als Selbstroller in einem K asten 
der Sohlbank eingebaut und durch eine zwischen den 
S turzträgern angeordnete Seilscheibenwelle nach oben 
gezogen bzw. beim H erablassen durch eigene Feder­
k ra ft wieder aufgerollt werden. Die ungeteilten 
unteren Fenster brauchen nur zum Putzen geöffnet 
zu werden und haben daher außen Wendeflügel und 
innen Drehflügel erhalten (vgl. Abb. oben).

Um die bei S tirnfenstern leicht eintretenden starken 
Helligkeitsunterschiede auszugleichen, ist die Aus­
sta ttu n g  des Saales so hell wie möglich gehalten. Die 
in ganzer Raum höhe durchgeführte W andvertäfelung
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besteht aus 10 mm starken  naturfarbigen E ichen­
sperrholzplatten, die m it versetzten waagerechten 
Fugen m ittels sichtbarer Linsenkopf-Messingschrauben 
auf einem aus D achlatten  bestehenden R ost ange­
b rach t sind. Die h in ter den senkrechten Fugen lau­
fenden D achlatten  sind hochkant m it E isenhaken an 
der W and befestigt und die w aagerecht laufenden 
L atten  flach m it den senkrechten überb latte t, so daß 
in jeder senkrechten B ahn vor dem Mauerwerk durch­
gehend ein vertikaler L uftraum  verbleibt, der durch 
entsprechende Luftschlitze über der flach liegenden 
Fußleiste und un ter der Decke m it der R aum luft in 
V erbindung s teh t und dadurch die V ertäfelung aus­
reichend gegen das M auerwerk isoliert.

Als Fußbodenbelag ist braunes Inlaid-L inoleum  
auf Gipsestrich verlegt, das ausgezeichnet m it dem 
N atu rton  der E ichenvertäfelung zusam m enstim m t. 
Die Podien für den R ichtertisch und die Zuhörer 
wurden in B im sbetonplatten hcrgestellt. Die Decke 
is t als Balkendecke zwischen genietete Blechträger 
gespannt, die m it U nterkan te  Balkenlage bündig 
liegen und gleichzeitig die D achlasten aufnehm en. Um 
eine rissefreie g la tte  D eckenuntersicht zu erhalten, 
wurden un te r der Spaltschalung quer zur R ichtung 
der Schalbretter Leisten von 25/25 mm Q uerschnitt 
in  10 cm A bstand angebracht und hieran die doppelte 
Berohrung befestigt. D er normale K alkm örtelputz ist 
dann noch m it feinem Stuckgips aufgezogen.

Zur künstlichen Beleuchtung des Raum es sind Tief­
strah ler in die Decke eingebaut (vgl. Abb. S. 601), deren 
unterer M attglasabschluß in W eißbronzefassung m it 
U nterkante  der Decke bündig liegt. Die Leuchten 
ragen wegen ihrer K onstruktionshöhe in den sonst 
unbenutzten  Dachboden und sind hier m it einem 
Schutzkasten umgeben. Die Ausleuchtung des R au ­
mes is t bei verhältnism äßig geringem Energieaufwand 
so günstig, daß die außerdem  für Tischleuchten am 
R ichtertisch vorgesehenen Steckdosen nicht benutzt 
werden und der Ausblick vom R ichtertisch daher in 
keiner Weise behindert wird.

Die Beheizung erfolgt durch die un ter den Fenstern 
in gleicher Länge verteilten Heizkörperreihen, die 
jeweils der Fensterteilung entsprechend aus sieben

DER VII. INTERNATIONAI.
Die E r ö f f n u n g  d e s  K o n g r e s s e s ,  an dem die 

V ertreter von etw a 50 außerdeutschen Ländern und 
rund  2000 Personen im ganzen teilnahm en, erfolgte 
am 3. Septem ber d. J .  im  Thronsaal der Residenz in 
M ünchen in Anwesenheit zahlreicher nam hafter V er­
tre te r der Regierungen des Reichs und der Länder, 
der Nationalsozialistischen Deutschen A rbeiterpartei, 
der Technik und der W issenschaft. Zu Ansprachen 
ergriffen das W ort: Oberbürgerm eister F ie h le r  für 
die S tad t M ünchen; der S tellvertre ter des Führers, 
Reichsm inister H e ß ; der G eneralinspektor für das 
deutsche Straßenwesen, Dr.-Ing. T o d t ;  der P räsident 
des Internationalen Ständigen Verbandes der S traßen­
kongresse, Senator M a h ie u , Paris; 21 V ertreter von 
Abordnungen des Auslandes; der bayerische M inister­
präsident S ie b e r t ;  der G eneralsekretär des Ständigen 
In ternationalen  Verbandes der Straßenkongresse, 
L e  G a v r i a n t ,  Paris, und der G eneralsekretär des 
V II. In ternationalen  Straßenkongresses, M inisterial­
r a t  V ilb ig , München. An die Tagung schloß sich 
ein Ausflug von etw a] 2000 Kongreßteilnehm ern 
zur Besichtigung der R eichsautobahn München- 
Landesgrenze und der Q ueralpenstraße zwischen

hintereinandergeschalteten K örpern bestehen und 
durch ein gemeinsames Ventil nahe der K urbel­
vorrichtung für Lüftungsflügel und Sonnenrouleaux 
b e tä tig t werden können. K om biniert m it dieser 
stationären Heizung ist eine Lüftungsanlage, die unter 
A usnutzung der Luftkanäle der alten  Luftheizung des 
ehemaligen Schwurgerichtssaales eingerichtet werden 
konnte. Die auf dem Hof entnom m ene Frischluft wird 
m ittels V entilator, durch einen H eizapparat auf 25° 
erw ärm t, in den Saal gedrückt, während die ver­
brauchte L uft durch einen in der gegenüberliegenden 
W and m it Abstellklappe versehenen L uftkanal über 
Dach abgeführt wird. Der zur Vermeidung störender 
Geräusche sorgfältig isolierte V entilator kann zwei- 
bis viermaligen Luftwechsel des Raum es in der Stunde 
bewirken. Durch das Zusammenwirken m it der 
d irekten Fensterlüftung wird die besonders bei langen 
und s ta rk  besetzten V erhandlungen notwendige L uft­
erneuerung nach jeweiligem Bedarf gewährleistet.

E ntsprechend der V ertäfelung sind die Möbel un ter 
w eitgehender Verwendung von Sperrp latten  in Eiche 
ausgeführt und in einem gegenüber dem N atu rto n  nur 
wenig dunkleren Ton gebeizt. Die Tischflächen wurden 
m it pom pejanisch rotem  Linoleum abgedeckt und die 
Stühle und Sessel des R ichterpodium s m it gleichfarbig 
gebeiztem Rindleder bezogen. An der nördlichen 
Langwand des Saales gegenüber dem H aupteingang 
wurde eine an die H aup tuh r des Gebäudes angeschlos­
sene elektrische U hr m it ornam ental ausgebildetem 
Zifferblatt in W eißbronze angebracht.

In  akustischer H insicht h a t die E inschränkung der 
Raum höhe und Verwendung durchgehender W and­
vertäfelung die E rw artungen in vollem Umfange 
erfüllt, so daß die Gerichtsbehörde den Saal je tz t nicht 
nur für das Schwurgericht, sondern für alle Straf- 
gerichtsverh andlungen verwendet.

Das anschließende Beratungszim m er h a t eichenen 
S tabfußboden und in W achsfarbe m attgelb gestrichene 
W andflächen erhalten . Ü ber dem runden B eratungs­
tisch is t eine hierfür besonders geeignete Leuchte m it 
halbindirektem  L icht verwendet.

Entw urfsbearbeitung und Bauleitung erfolgten 
durch die preußische S taatshochbauverw altung.

Regierungsbaurat Grabenhorst.

,E STRASSENK ONG RESS
Inzell und Reichenhall an, dem ein weiterer Tages- 
äusflug folgte, der über die Echelsbacher Brücke, 
Oberammergau und Garmisch zum Walchensee- 
K raftw erk führte. Ferner h a tte  die deutsche R e­
gierung für eine beschränkte Zahl der K ongreß­
teilnehm er zwei Besichtigungsfahrten m it dem L uft­
schiff „G raf Zeppelin“ über die Reichsautobahnen 
veransta lte t.

Der S tellvertreter des Führers, Reichsm inister H eß , 
wies in  seiner Rede bei der Eröffnung des K on­
gresses u. a. auf den glücklichen Zufall hin, daß der 
Kongreß, über dessen Z eitpunkt und O rt schon lange 
vor der Machtergreifung durch den Nationalsozialismus 
in  D eutschland Beschluß gefaßt war, zu einem Zeit­
p u n k t abgehalten werde, der bereits ein Bild über 
das Straßenwesen und den G esam tzustand Deutsch­
lands im zweiten J a h r  der nationalsozialistischen R e­
volution gäbe.

Der Gencralinspektor fü r das deutsche S traßen­
wesen, D r.-Ing. T o d t ,  gab in seiner Begrüßungs­
ansprache einen Ü berblick über die Geschichte der 
Straße, die lehre, daß Straßenbau niem als eine rein
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technische Aufgabe, sondern zu allen Zeiten von 
höchster Bedeutung für die K u ltu r eines Volkes ge­
wesen sei. Anschließend schilderte er den deutschen 
S traßenbauplan, um zum Schluß der Überzeugung 
Ausdruck zu geben, daß ähnlich, wie internationale 
Eisenbahnlinien en tstanden  seien, auch internationale 
A utobahnlinien entstehen werden. Es wäre zu be­
grüßen, wenn der V II. In ternationale S traßenbau­
kongreß den A nlaß dazu geben würde, die Schaffung 
von in ternationalen Autobahnverbindungen allerorts 
ta tk räftig  zu fördern.

Die w is s e n s c h a f t l i c h e n  V e r h a n d lu n g e n  des 
V II. In ternationalen  Straßenkongresses w aren sechs 
Themen gewidmet, zu denen 86 B erichterstatter 
aus den verschiedensten Ländern ausführliche Be­
richte e rs ta tte t ha tten . Die ersten drei Themen be­
zogen sich auf das Gesamtgebiet „Bau und  U nter­
haltung“ (I), die letzten drei auf das Gesamtgebiet 
„Verkehr, Betrieb und Verw altung“ (II). Die schließ­
lich einstim m ig angenommenen Schlußfolgerungen 
enthalten  viele Selbstverständlichkeiten und All­
gemeinheiten, was aber bei dem so vielseitig zusammen­
gesetzten Kongreß nicht zu verwundern ist, und sind 
im übrigen so umfangreich, daß sie nur im Auszug 
wiedergegeben werden können.

I. T h e m a  1: Die seit dem Washingtoner Kongreß1) 
in  der Verwendung von Zement im  Straßenbau erzielten 
Fortschritte. Die Verwendung des Zementes im 
Straßenbau erfolgt in erster Linie zur Herstellung von 
Betondecken, die sich auch bei schwerem Verkehr in 
bezug auf A bnutzung bew ährt haben. Die Güte der 
Betondecken hängt von der sorgfältigen Vorbereitung 
des U ntergrundes, zweckmäßiger Bauweise, A rt und 
Zusammensetzung der Baustoffe, sachgemäßer Ver­
arbeitung und gewissenhafter N achbehandlung ab. 
Man unterscheidet einschichtige und zweischichtige 
Betondecken. Die ersteren sind in einigen Fällen 
teurer als die letztgenannten, werden aber trotzdem  
häufig wegen der durch den einheitlichen Zement- und 
Zusehlaggehalt bew irkten Gütesteigerung bevorzugt. 
Zweischichtige Betondecken sind wegen der Verwend­
barkeit billigerer Zuschläge und geringeren Zement- 
gehaltes in der U nterschicht w irtschaftlicher. Die 
Betondecken erfordern bei gut entwässertem  und 
gleichmäßig tragfähigem  U ntergrund keinen G rund­
bau. Ih re  U nterhaltung is t einfach und billig. Für 
den Bau von Zem entschotterdecken hat sich das Naß- 
m örtelverfahren (Sandwich-Verfahren) am besten be­
w ährt. Auch das Tränkverfahren findet neuerdings 
häufige Beachtung. W enn die Zementschotterdeckc 
wirtschaftlich bleiben soll, kann  sie nur auf vor­
handenem  festen U nterbau verlegt werden. G rund­
sätzlich sollten m it Normenzement hergestellte Beton- 
und Zem entschotterdecken Längs- und Querfugen er­
halten. D er zweckmäßige Querfugenabstand schwankt 
je nach W ahl der Baustoffe, nach Boden und Klim a. 
M ittlere Längsfugen werden von 5 bis 6 m S traßen­
breite an  eingebaut. Raum fugen sind heute allgemein 
als die zweckmäßigste Fugenart anerkannt. Die Frage 
der A rt und  Zusammensetzung der Fugenfüllstoffe 
ist tro tz  beachtlicher Fortschritte  noch nicht end- 
gviltig gelöst.

T h e m a  2: Fortschritte, die seit dem Washingtoner 
Kongreß in der Aufbereitung und Verwendung von
a) Teer, b) Bitumen, c) Emulsionen f  ür den Bau und  
die Unterhaltung der Straßen erzielt worden sind. Im  
M ittelpunkt der Erörterungen standen die Maß-

*) Vgl. Zentral bl. »1. Bauvcrw. 1930, S. 900.

nahm en einmal zur weiteren Vervollkommnung der 
Baustoffe, sodann zur Erhöhung der Fahrsicherheit. 
H insichtlich der Vervollkommnung der B indem ittel 
h a t die Beimischung von M ineralfüllern in bestim m ten 
Fällen befriedigende Ergebnisse erzielt. Die w'citere 
Erforschung der Mineralstoffc in H insicht auf ihre 
Eigenschaften und ihre Eignung für Zwecke des 
Straßenbaues ist jedoch erforderlich, besonders be­
züglich ihrer Affinität zu den Bindem itteln. Durch 
zweckentsprechenden K ornaufbau der Mineralmasse 
(H ohlraum arm ut!), W ahl der A rt und Menge des 
B indem ittels und durch geeignete mechanische Vor­
richtungen für das Mischen, den Versand und das 
Verlegen muß eine weitere Vervollkommnung der B au­
weisen erreicht werden. Die offenen Bauweisen m it 
ihren teuren Oberflächenbehandlungen werden auf die 
D auer den dichten Bauweisen in technischer und 
wirtschaftlicher Beziehung nicht gewachsen sein. 
In  der A rt der Zusammensetzung und der Menge des 
B indem ittels sowie in der A rt, K orngröße und K orn­
zusammensetzung der Mineralmasse liegen auch oft 
die Ursachen des G lattw erdens der Straßenober­
flächen und  der dadurch herbeigeführten mangelnden 
Fahrsicherheit. W enn auch in den Arbeitsweisen der 
Oberflächenbehandlung, besonders in bezug auf den 
Gebrauch der zweckmäßig größten Splittkörnung, 
F ortschritte  gem acht worden sind, muß trotzdem  der 
H erstellung von solchen Straßendecken, die ihre 
nichtsehlüpfrigen Eigenschaften möglichst lange be­
halten, nach wie vor besondere Aufm erksam keit ge­
schenkt werden. Auch sind M aßnahmen zur V er­
m eidung des übermäßigen Spiegelns wie auch der 
„Schwärze“ der Straßendecken, die in einigen Ländern 
U nsicherheit hervorgerufen hat, erforderlich. Die 
Frage der W ellenbildung liegt tro tz  unverkennbarer 
F ortschritte  noch sehr im Dunkeln. Zu den vor­
gelegten Schlußfolgerungen h a t der Kongreß noch 
eine ausführliche Zusatzentschließung angenommen, 
die eine Reihe von bestim m ten Prüfungen für die 
Bestim m ung der Eigenschaften von Straßenbau­
emulsionen wünscht.

T h e m a  3: Möglichkeiten billigster Herstellung und  
Unterhaltung von Fahrbahndecken sowohl in  den 
Städten als auch außerhalb. Bauverfahren, Unter­
suchung der Bedingungen, unter denen sich je nach 
Bodenbeschaffenheit und Klima die Anwendung der 
einzelnen Verfahren empfiehlt. W enn hier von „bil­
ligsten“ Fahrbahndecken die Rede ist, so können 
darun ter nu r die in  wirtschaftlicher Beziehung 
zweckmäßigsten Bauverfahren verstanden werden. 
Der Kongreß stellte  fest, daß für den Groß- und 
Schwrerverkehr im Innern  der S täd te  nach der Beton- 
bamveise zusammengesetzte Asphaltdecken, S tein­
pflaster, Holzpflaster, in neuerer Zeit auch Zem ent­
beton und  Teerbeton bevorzugt werden. Auf L and­
straßen ist die „wassergebundene“ Schotterdecke nur 
noch bei schwachem K raftfahrzeugverkehr und nicht 
zu schwerem Verkehr bespannter Fahrzeuge zu ver­
wenden. Die durch Oberflächenschutzmittel in Form  
von Anstrichen und dünnen Mischteppichcn unter 
Verwendung von schmelzflüssigem, emulgiertem oder 
gelöstem Teer und Bitum en oder Mischungen aus 
diesen Stoffen verbesserte Schotterdecke ist bei 
einem Verkehr von überwiegend gum m ibereiften 
Fahrzeugen bis zu etu 'a 1000 t  täglich, un ter besonders 
günstigen straßenbautechnischen Verhältnissen bis 
zu 15001 und m ehr w irtschaftlich. Bei weiterer 
Verbesserung der „wassergebundenen“ Schotter­
decke durch E rsatz des wasser- und frostem pfind­
lichen Bindem ittels durch „w'asserfeste“ B indem ittel
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bitum inöser und hydraulischer A rt (Teer- und Bitum en­
decken nach dem Tränk- und Einstreu verfahren, 
Traßkalk- und Zementsehotterdecken) ist es möglich, 
Beanspruchungen bis zu etw a 4000 t  täglich, auch m it 
einem größeren Anteil schwererer Fahrzeuge, in w irt­
schaftlicher Weise zu genügen. Tränk- und  E instreu­
decken sind dabei in  der H erstellung nur um weniges 
teurer als „wassergebundene“ Decken m it Ober­
flächenbehandlungen, haben dafür längere Lebens­
dauer und erfordern geringere U nterhaltungskosten. 
Traßkalk- und Zem entschotterdecken können in 
starken Steigungen, die bespannte Fahrzeuge 
in erheblichem Ausmaße befahren, m it Erfolg 
angewendet werden. 'Besondere Beachtung verdienen 
die in den letzten Jahren  entwickelten E instreu­
decken m it einer nach der Betonweise ausgebildeten 
Verschleißschicht aus m it Teer oder Bitum en ge­
mischten Feinstoffen, die im Heiß- oder K altverfahren 
a n s ta tt einer m it Oberflächenbehandlung abgedich­
te ten  Schicht E instreusplitt aufgebracht werden. Bei 
Verkehrsgrößen über 4000 t  und dann, wenn der 
Schwerverkehr am  Gesam tverkehr einen bedeutenden 
Anteil h a t, is t es w irtschaftlich, sogenannte schwere 
Decken (Teer- und Asphaltm ischm akadam , Asphalt- 
und Teerbeton, Zem entbeton und Steinpflaster) zur 
Ausführung zu bringen. In  feuchten Lagen und auf 
feuchtem  U ntergrund sind Oberflächenbehandlungen 
auf „wassergebundenen“ Decken zu verm eiden; das­
selbe gilt, wenn auch in beschränkterem  Umfange, 
für Tränk- und E instreudecken, besonders solchen, 
die un ter Verwendung von Teer hergestellt werden. 
Auch die übrigen bitum inösen Decken sind gegen 
Feuchtigkeit empfindlicher als Steinpflaster und 
Decken m it hydraulischen Bindem itteln. B esteht der 
U ntergrund aus Ton oder Lehm oder h a t er größeren 
Gehalt an diesen Bodenarten, so kom m t zu der W ir­
kung der Feuchtigkeit noch die Gefahr der Frost- 
aufbrüche, die alle Straßenbauweisen in gleichem 
Maße gefährden. E in  genügend starker U nterbau, 
sorgfältige Entw ässerung und E rsatz des frostgefähr- 
lichen Bodens in genügender Tiefe durch sandige, 
kiesige Bodenarten sind hier zwingende Bedingungen 
für den Erfolg.

II . T h e m a  1: Geeignete Maßnahmen f  ür die Ver­
kehrssicherheit a) in  der Stadt, b) auf dem flachen 
Land, c) an schienengleichen Wegübergängen (Gesetz- 
gebimg, Vorschriften, Zeichengebung). Man weiß, daß 
die Verkehrssicherheit in S tad t und Land infolge des 
sta rk  wachsenden K raftverkehrs viel zu wünschen 
übrig läß t. Diese Erscheinung ist international. Die 
vom Kongreß vorgeschlagenen M aßnahmen bilden 
eine gute Zusammenstellung der verschiedenen Mög­
lichkeiten, aber im großen und  ganzen nicht viel 
Neues. Die verschiedenen M aßnahmen erstrecken sich 
auf die Straße, die Fahrzeuge, die Fahrzeugführer, die 
Verkehrsregelung und die Erziehung zur Beachtung 
der Verkchrsvorschriften für Fußgänger und Fahrer. 
Bei der S t r a ß e  sind Zustand und Anlage von aus­
schlaggebender B edeutung für die Verkehrssicherheit 
(gute Ü bersicht bei Kreuzungen und Krüm m ungen, 
richtiger Q uerschnitt, Ü berhöhung in den K urven, 
flache Scheitel, klare Randbezeichnungen; getrennte 
Fahrbahnen für beide V erkehrsrichtungen, Fußwege 
an  beiden Straßenseiten, besondere Radfahrwege; 
Gliederung der Straßen in solche für großen und 
kleinen Verkehr, getrennte Fahrbahnen für ver­
schiedene V erkehrsm ittel, besondere Flächen als P ark ­
plätze). Die Zahl der Kreuzungen läß t sich dadurch 
verm indern, daß der Verkehr aus m ehreren Häuser- 
blöeken zunächst auf Zubringerstraßen gesammelt und

nur an wenigen Stellen in die H auptverkehrsader ein­
geleitet wird. Die dam it verbundenen Umwege 
fallen gegenüber der hierdurch erzielbaren Sicherheit 
nicht ins Gewicht. H insichtlich der V e r k e h r s ­
r e g e lu n g  berechtigt die innerhalb der einzelnen 
S taaten  fortschreitende Vereinheitlichung der Ver­
kehrsvorschriften und Verkehrszeichen zu der Hoff­
nung, daß die größtmögliche Annäherung an in ter­
nationale Gleichförmigkeit in naher Zukunft erreicht 
sein wird. Die H auptsache bleibt, daß sich die S taaten 
verpflichten, die notwendigen Verkehrszeichen auch 
aufzustellen.

T h e m a  2: a) Untersuchung der Beziehungen zw i­
schen Fahrzeug verkehr und Fahrbahiulcckc im  Hinblick 
auf die Wirtschaftlichkeit der Transporte. Der Kongreß 
h a t festgestellt, daß die W irtschaftlichkeit der Förder­
kosten hauptsächlich von den K osten für den Betrieb 
der Fahrzeuge, weniger von den K osten für die F ah r­
bahndecke abhängt. Der auf die Fahrbahndecken 
entfallende K ostenanteil kann wesentlich erhöht 
werden, ohne daß die W irtschaftlichkeit des S traßen­
verkehrs nennensw ert beein trächtig t wird.

b) Maßnahmen technischer, gesetzgeberischer oder 
verwaltungsmäßiger Natur zu dem Zweck, die durch den 
Verkehr verursachten Schäden aller A rt (Verkehrs­
erschütterungen, Lärmbelästigung usw.) auf ein M in ­
destmaß herabzusetzen. Durch den Fahrzeugverkehr 
werden Schäden hervorgerufen, die als E rschü tte­
rungen, G lätte, Lärm , S taub und Rauch in die E r­
scheinung tre ten . E rschütterungen und L ärm  sind 
einmal durch Verwendung möglichst ebener und tu n ­
lichst fugenfreier Beläge, aber auch durch geeigneten 
Bau der Fahrzeuge (Federung) herabzum indern. Die 
G lätte is t durch die Verwendung ständig rauh  blei­
bender Decken oder durch ständig  wiederholte Auf­
rauhung der Straßendecken zu bekämpfen. Der 
G lätte der Fahrbahndeckc durch A ufrauhung der 
Reifendecken oder entsprechende Profilierung der 
Reifen zu begegnen, is t tro tz  gewisser Fortschritte 
noch nicht gelungen. Die größten Erfolge sind 
noch hinsichtlich der Staubbekäm pfung festzustellen. 
S taub und G lätte können auch vor allem durch gute 
R einhaltung der Beläge verm indert oder verhindert 
werden. Eine wesentliche H erabsetzung aller der ge­
nannten  Schäden ist außer durch technische Maß­
nahm en durch solche gesetzgeberischer und verwal­
tungsm äßiger N atu r (Überwachung des U nterhal­
tungszustandes der Fahrzeuge und S traßen; F est­
legung und Überwachung von Gewicht, Federung und 
Geschwindigkeit) zu erzielen.

T h e m a  3: Welche Vorschriften sind gegenwärtig
in  K raft über 1. zulässige Gewichte von Fahrzeugen 
(Eigengewicht und Ladung), 2. Breite und Höhe der 
Fahrzeuge und ihrer Ladung, 3. Länge der Fahrzeuge 
und ihrer Ladiuig. Kritische Betrachtung der Vor- und 
Nachteile dieser Vorschriften. Empfiehlt es sich, die 
internationale Vereinheitlichung dieser Vorschriften an­
zustreben ? Welches müßten die Grundlagen einer solchen 
Vereinheitlichung sei)i ? Aus den B eratungen ergab 
sich, daß die einschlägigen Vorschriften in den ver­
schiedenen Ländern aus verschiedenen, besonders 
w irtschaftlichen Gründen s ta rk  'voneinander ab ­
weichen. U nter diesen U m ständen läß t sich zur Zeit 
weder für eine internationale Vereinheitlichung, noch 
für eine internationale Feststellung der Vorschriften 
eine brauchbare Grundlage finden. Ob der zu er­
w artende allmähliche Ausgleich des Ausbauzustandes 
der S traßennetze es ermöglichen wird, die Frage in 
einigen Jah ren  erneut zu prüfen, kann noch n ich t m it 
Sicherheit gesagt werden. G.
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M I T T E I L U N G E N
Z u r E rrichtung des ,, Reichsgutachterausschusses 
fü r  Bauvergebung“.

Am 10. August 1934 h a t der Reichshandwerksführer 
in einer K undgebung: „An das deutsche B auhand­
werk“ die erfolgte E rrichtung eines „ R e ic l is g u t-  
a c h te r a u s s c h u s s e s  f ü r  B a u v e r g e b u n g “ m it­
geteilt. D am it is t die N e u g e s ta l tu n g  d e s  ö f f e n t ­
l ic h e n  V e rg e b u n g s w e s e n s  eingeleitet.

Die Zeiten, in denen die einzelnen Parteien des Ver­
gebungsverfahrens glaubten, der Vergebungsakt stelle 
ein gegenseitiges Abringen von Vorteilen, wenn nicht 
ein gegenseitiges U bervorteilcn dar, sind vorüber. Die 
Vergeh u ngsbesti mmungen und ihre H andhabung 
sollen von nun  an  eine Grundlage für eine vertrauens­
volle Gem einschaftsarbeit der Auftraggeber und 
Auftragnehm er schaffen.

Der Reichsgutachterausschuß wird sich vor allen 
Dingen die Schulungsfrage angelegen sein lassen. 
F ü r  d a s  H a n d w e r k  g i l t  e s , die Allgemeinbildung 
und die technische Vervollkommnung zu fördern und 
durch A ufstellung einer E in h e i t s b u c h f ü h r u n g  
brauchbare U nterlagen für die K alkulation zu schaffen, 
um zu einer angemessenen Preisgestaltung zu kom ­
men. F ü r  d ie  B a u b e a m te n  g i l t  e s , das Ver­
gebungsverfahren im  Sinn der VOB durchzuführen 
und den Zuschlag un ter Berücksichtigung eines ange­
messenen Preises bei angemessener Leistung zu ver­
geben. E in h e i t l i c h e  L e i s tu n g s b e s e h r e ib u n g e n ,  
N o r m a lk o s te n a n s c h lä g e  u n d  s o n s t ig e  R i c h t ­
l in ie n  werden diesem Zwecke zu dienen haben.

Die Schulungsarbeit is t gegründet auf d ie  D u r c h ­
f ü h r u n g  d e s  F ü h r e r p r i n z i p s  u n d  d e r  E h r e n ­
g e r i c h t s b a r k e i t  im  W ir t s c h a f t s l e b e n .  Das 
H andwerk h a t eine besondere soziale Ehrengerichts­
barkeit durch die Verordnung vom 15. Ju n i 1934 
erhalten*). H ierm it is t die Möglichkeit gegeben, 
Schädlinge am Volksganzen und an der Volksgemein­
schaft zu bestrafen und auszumerzen.

Anderseits h a t auch der S taa t den notwendigen 
Erfordernissen Rechnung getragen in b e s o n d e re n  
E r la s s e n  a n  d ie  b a u a u f t r a g g e b e n d e n  S te l le n ;  
er h a t die allgemeine E inführung der Verdingungs­
ordnung für Bauleistungen (VOB) bei allen öffent­
lichen Stellen verfügt (Erlaß des Reichsministers der 
Finanzen vom 25. Mai 1934); er h a t weiterhin (Erlaß 
vom 22. Mai 1934) die unveränderte Anwendung der 
VOB, und zwar „ohneV eränderung ihres Sinnes durch 
Zusätze oder Sonderbedingungen, wie dies früher bei 
einzelnen Verwaltungen teilweise geschehen is t“ , zum 
G rundsatz erhoben und bestim m t, daß die ausschrei­
benden Stellen aus eigenem Interesse sich in jedem 
Zweifelsfalle m öglichst weitgehend der durch § 7 der 
VOB gegebenen M öglichkeiten bedienen soll, sowohl 
v o r  der Auswahl der aufzufordernden F irm en als auch 
v o r  der Auswahl des preiswürdigsten Angebotes 
S a c h v e r s t ä n d ig e  der betreffenden Berufsvertre­
tungen zu hören. An die Berufsvertretungen ergeht 
dabei gleichzeitig die Aufforderung, „von sich aus 
s t ä n d ig e  E i n r i c h tu n g e n  zu schaffen, die eine 
schnelle und sichere A uskunftserteilung an rückfra­
gende Behörden ermöglichen.“

Die erstrebte Gem einschaftsarbeit ist auch in der 
Z u s a m m e n s e tz u n g  d e s  R e i c h s g u t a c h t e r a u s ­
s c h u s s e s  zum Ausdruck gekommen. An ihm sind

*) Vgl. S. 433 d. Bl.

säm tliche Arbeitsbeschaffungsressorts, die Reichs­
bahn, der Rechnungshof, der Deutsche Gemeindetag, 
ferner die W i r t s c h a f t ,  der R eiehsstand des D eut­
schen Handwerks, der Reichsbund des Deutschen B au­
gewerbes, die Deutsche A rbeitsfront, die A rchitekten­
schaft und schließlich die B a u w is s e n s c h a f t ,  das 
Deutsche H andw erksinstitut, die S tiftung zur Förde­
rung der Bauforschung beim Reichsw irtschafts­
m inisterium  und Bauwissenschaftler an  den Techni­
schen Hochschulen beteiligt. Als nichtständige M it­
glieder tre ten  noch die V ertreter der Baunebengewerbe 
hinzu, die zur M itwirkung in den besonderen Fragen 
ihres Faches berufen sind.

Den u n m i t t e l b a r e n  U n te r b a u  b ild en lffL an d cs- 
g u t a c h te r a u s s c h ü s s e ,  die am  Sitz eines jeden 
Landeshandwerksführers errich tet sind. Zu M it­
gliedern der Landesgutachterausschiisse sind beru fen : 
die V ertreter der nachgeordneten Dienststellen der 
beteiligten Reichsressorts, die Baubehörden des 
Reichs, der L änder und Gemeinden, das Baugewerbe 
und die A rchitektenschaft. Die V ertreter der Bau- 
nebengewerbe sind auch hier nichtständige Mitglieder.

Die u n t e r s t e  S tu f e  d e s  A u fb a u e s  b i ld e n  d ie  
B a u s a c h v e r s t ä n d ig e n ,  die auf Anordnung des 
Reichshandwerksführers von den Handwerks- und 
Gewerbekammern nach sorgfältiger Auswahl ernannt, 
verpflichtet und den Baubehörden des Bezirks be­
n ann t worden sind. Der Bausachverständige wird bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen B auauftrag­
geber und B auauftragnehm er auf Ansuchen der 
Parteien tä tig , um  den vorliegenden Einzelfall zu 
klären und eine Einigung herbeizuführen. Gelingt 
dies nicht, so h a t er den Fall un ter Beifügung der 
Unterlagen dem z u s tä n d ig e n  L a n d e s g u ta e h te r -  
a u s s c h u ß  vorzutragen. Dieser h a t den vorliegenden 
Einzelfall zu klären und zu bereinigen; grundsätzliche 
Fälle soll er an den R e ic h s g u ta c h te r a u s s c h u ß  
weiterleiten, wie überhaupt über seine Tätigkeit 
laufend B ericht ersta tten .

D er R e ic h s g u ta c h te r a u s s c h u ß  h a t die R ich t­
linien für die Arbeiten der Landesgutachterausschüsse 
und der Bausachverständigen aufzustellen und deren 
T ätigkeit zu überwachen. Neben der Erledigung der 
von den Landesgutachterausschüssen an ihn heran­
getragenen schwierigen Einzelfälle von B edeutung hat 
er die großen und grundsätzlichen Fragen auf dem 
Gebiete der Bauvergebung, insbesondere beim Woh- 
nungs- und Siedlungsbau in  S tad t und Land in Ge­
meinschaft m it allen beteiligten Stellen zu klären; 
seine U ntersuchungen sollen zur Schaffung wissen­
schaftlich einwandfreier Unterlagen für die K alkulation 
dienen, z. B. E ntw urf einer E inheitsbuchführung, zur 
Feststellung einwandfreier Leistungsbeschreibungen 
sowie zur K lärung der F rage des angemessenen 
Preises. Seine Arbeiten sollen ferner dazu dienen, auf 
dem Gebiete der Bauvergebung nach fachlicher und 
grundsätzlicher Seite Unterlagen für die M aßnahmen 
der Reichsregierung und der W irtschaftsgruppen zu 
schaffen, um  Störungen des nationalen Aufbaues zu 
verhindern, ohne die gutwilligen W irtschaftskreise zu 
treffen. Der Reichsgutachterausschuß kann in  allen 
grundsätzlichen Vergebungsfragen durch die Behörden, 
Fachorganisationen, Auftraggeber und A uftragnehm er 
angerufen werden. Es liegt im  Ermessen des Reichs­
gutachterausschusses, ob und inwieweit er eine U n ter­
suchung des Einzelfalles für möglich und erforderlich 
hä lt. Dr. Wolf.
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Verzeichnis der H eim stättenäm ter.
Um das Zusam m enarbeiten aller in Frage kom­

menden öffentlichen und privaten Stellen m it den 
H eim stättenäm tern  der N SD A P zu fördern, ver­
öffentlichen wir nachstehend eine L iste aller bereits 
eingerichteten D ienststellen:

A m t des Siedlungsbeauftrltgten München: München, 
Leopoldstraße 17. Leiter: Dr. L u d o w ic i;  Geschäfts­
führer: W e rre .

Reichsheimstättenamt Berlin: Berlin W  35, T ier­
gartenstraße 2S. L eiter: Dr. L u d o w ic i ;  Geschäfts­
führer: W a ld m a n n .

Heimstättenamt der N S D A P :
Gau Baden: K arlsruhe, R itterstraße  2S. Leiter: 

W e tz e l ;  Geschäftsführer: Edgar S c h u lz .
Gau Bayr. Ostmark-: B ayreuth , M axstraße 2. Leiter: 

D ipl.-Ing. Ferd. F r a n k .
Gau Danzig: L eiter: Senator H u t h , Danzig, Hohe 

Steige 37.
Gau Essen: Essen, Hohe S traße l g  (Börsenhaux). 

Leiter: N ü l lm e ie r  (Tel. Nr. 25880).
Gau Nordmark: H am burg, Große Bleichen 23/27. 

L eiter: D irektor B o c k ; G eschäftsführer: S t ü r z e n ­
a c k e r .

Gau Hannover-Süd: H annover, Lange Laube 2(5. 
L eiter: Dr.-Ing. Z ie g e lc r ;  G eschäftsführer: H ü b n e r .

Gau Hessen-Nassau: F rank fu rt a. Main, H aus der 
Arbeit, Bürgerstraße 09/77. Leiter: S taatsm inister 
J u n g ,  D arm stad t; S tellvertre ter: B aurat N ie -
m e y e r ;  Geschäftsführer: Dr. D a r je s .

Gau Köln-Aachen: Köln, S tad thaus. L eiter: Bei­
geordneter B r a n d e s .

Gau Kurhessen: Kassel, Spohrstraße 6, H aus der 
A rbeit. Leiter: Ju lius F ic h te l .

Gau K urm ark: Berlin W 35, V iktoriastraße 34 
(Oberpräsidium). L eiter: H. v o n  A rn im ; Geschäfts­
führer: Dr. W a g n e r .

Gau Mecklenburg-Lübeck: Schwerin, Adolf-Hitler - 
H aus. Leiter: M in.-Amtmann E rn st B r ü n in g ;  Ge­
schäftsführer: V ick .

Gau Franken: Nürnberg, Bahnhofstraße 39. Leiter: 
Dr. S m o lin s k i .

München: München, Leopoldstraße 17. Leiter: 
W e rre .

Gau Ostpreußen: Königsberg i. Pr., Berneker-
straße 9. L eiter: Prof. v o n  G rü n b e rg ;  Stellver­
tre te r: S c h le g e l ;  G eschäftsführer: K n o r re .

Gau Pommern: Zülehow bei S te ttin , Schloßstraßc2G. 
L eiter: H ans H a g e m a n n .

Gau Sachsen: Dresden, G runaer S traße 60. Leiter: 
Dr. S te g e m a n n ;  Geschäftsführer: Dipl.-Ing. H e n -  
n ig .

Gau Mittel-Schlesien: Breslau 2, G artenstraße 74 
(Tel. Nr. 21575). Leiter: Landeshauptm ann v. B ö ck - 
m a n n ; Geschäftsführer: K la u s in g .

Gau Schleswig-Holstein: Altona, O ttenser M arkt­
platz 14. Leiter: Dr. Nikolaus K ö se r .

Gau Schwaben: Augsburg. L eiter: S ta d tra t G eß - 
w e in .

Gau Thüringen: W eimar, Staatsm inisterium . Lei­
te r: M in.-Präs. M a rs c h le r .

Gau M ainfranken: N eustadt a. d. Saale, Land-
w irtsehaftsstelle. Leiter: Max K ra u s e .

Gau Weser-Ems: Oldenburg, Ratsherr-Schulzc-
Straße 5. Leiter: M arinebaurat L in d e .

Gau Westfalen-Nord: M ünster, G artenstraße 20. 
Leiter: H ans Ewald G e r lin g .

Gau Westfalen-Süd: Bochum, W ilhelm straße 15/17, 
Gauleitung. Leiter: Dr. B e r t r a m .

Gau Württemberg: S tu ttg art, Landesverm essungs­
am t. Leiter: S p e id e n .

Pfälzisches Siedlungsamt: Bad Dürkheim , M ann­
heim er S traße 18. L eiter: Dr. L u d o w ic i ;  Geschäfts­
führer: K i t t e l b e r g e r .

Baupolizei.
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtes vom, 
14. J u n i  1934 —  I V . G. 121. 33  — . 
Z u r ü c k n a h m e  e in e r  B a u e r la u b n is .

Der K läger Sch. bean trag te  die Bauerlaubnis für 
die E rrich tung  einer Erfrischungshalle auf einem 
Gelände in der Eifel zwischen dem Schlakenmehrener 
und dem  W einfelder Maar. Die Umgebung dieser 
Maare is t auf G rund des Verunstaltungsgesetzes vom 
Jah re  1907 (§ 8) durch A nordnung des Regierungs­
präsidenten  in  T rier gegen bauliche V erunstaltung 
geschützt. Die Grenzen des Schutzgebietes waren in 
besonderen K arten  eingetragen, die zum Teil in der 
Seperatistenzeit verlorengegangen sind. Die Ge­
nehm igung wurde zunächst e rte ilt in der Annahme, 
daß das G rundstück für die Erfrischungshalle außer­
halb dieses Schutzgebietes liegt. Nach W iederher­
stellung des verlorengegangenen K artenm aterials 
kam en aber die zuständigen Behörden nachträglich 
zu der Ansicht, daß sich der B auplatz doch innerhalb 
des geschützten Gebietes befindet. Die Baugenehmi­
gung wurde daher zurückgenommen, obwohl m it dem 
B au bereits begonnen war. Beschwerde und  Klage 
gegen diese Verfügung waren ohne Erfolg. Sch. legte 
deshalb Revision ein, die zu folgender Entscheidung 
füh rte :

Das Polizeiverwaltungsgesetz vom 1. Ju n i 1931 
(§ 42 Abs. 1. d) g esta tte  die Zurücknahm e einer 
polizeilichen Erlaubnis, wenn „Tatsachen nachträglich 
e in treten  oder der Polizeibehörde bekanntwerden, 
die die Polizeibehörde zur Versagung der erteilten 
E rlaubnis berechtigt haben würden, sofern ohne die 
Zurücknahm e der Erlaubnis im  einzelnen Falle eine 
Gefährdung polizeilich zu schützender Interessen 
ein treten  w ürde“ . Nach den angestellten E rm itt­
lungen sei die Feststellung, daß der B auplatz inner­
halb des geschützten Gebietes liege, der Baupolizei­
behörde tatsächlich erst nach W iederherstellung 
des verlorengegangenen K artenm ateria ls bekannt­
geworden, also nachdem  die Bauerlaubnis bereits erteilt 
gewesen sei. Die nachträgliche Feststellung ta tsäch­
licher V erhältnisse, um die es sich hier gehandelt 
habe, sei als eine Tatsache im Sinne der vorerwähnten 
Bestim m ung des Polizeiverwaltungsgesetzes anzu­
sehen. Insow eit treffe also auch die Voraussetzung 
für ihre Anwendung zu. Die weitere sachliche Prüfung, 
ob durch die E rrichtung der Erfrischungshalle eine 
bauliche V erunstaltung ein trete und dam it die An­
w endung der vom Regierungspräsidenten erlassenen 
Anordnung zu R echt erfolgt sei, h ä tte  ebenfalls keine 
Bedenken ergeben. Die Erfrischungshalle wirke 
zwischen den beiden M aaren in einer einzigartigen un­
berührten  Landschaft für jedes ästhetischem  Empfinden 
offene Auge als grobe V erunstaltung, selbst wenn 
zugegeben würde, daß die Halle losgelöst aus dieser 
Umgebung n ich t als häßlich angesehen werden könne. 
Die Bauerlaubnis h ä tte  also aus diesem Grunde ver­
sag t w erden können. D am it sei auch die letzte Vor­
aussetzung für die Anwendung des § 42 Abs. 1. d. des 
Polizeiverwaltungsgesetzes erfü llt; denn ohne die 
Zurücknahm e der Erlaubnis würde eine Gefährdung 
polizeilich zu schützender Interessen eintreten. Die 
Revision m ußte daher zurückgewiesen werden. B.
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ERLASS DES PR EU SSISCH EN  FINANZMINISTERS

B E T R E F F E N D  B E R E C H N U N G S G R U N D L A G E N  F Ü R  S T A H L  IM  H O C H B A U

Berlin, den 19. Septem ber 1934.
Als Bercchnungsgrundlagen für Stahl im Hochbau 

sind neue Bestimmungen aufgestellt worden. Sie en t­
sprechen im allgemeinen den vom Deutschen Normen­
ausschuß (Ausschuß für einheitlich technische B au­
polizeibestimmungen) ausgearbeiteten Berechnungs­
grundlagen für Stahl im Hochbau (DIN 1050). Die 
neuen Bestim m ungen tre ten  an die Stelle der Be­
stim m ungen über die zulässige Beanspruchung von 
K onstruktionen aus F lußstahl usw. vom 25. 2. 1925 
— I I  9 156 — (Sonderbeilage zu den Reg.-Amts­
b lättern )1). Bezüglich der Berechnung mehrteiliger 
D ruckstäbe (Abschn. IV, § 11, 3c) g ilt vorläufig 
Abschn. IV  der alten  Bestimmungen vom 25. 2. 1925. 
Bis zum E rlaß  neuer Bestimmungen für gußeiserne 
Säulen gelten ebenfalls noch die alten  Bestimmungen 
vom 25. 2. 1925, soweit n icht die neuen Bestimmungen 
abweichende Vorschriften enthalten.

Die neuen Bestim m ungen werden in den Rcg.- 
A m tsblättern  bekanntgegeben und gelten ab 1.10.d. J . 
für den Hochbau als m aßgebende K onstruktionsvor­
schriften im Sinne des § 11 der nach der E inheits­
bauordnung aufgestellten Bauordnungen.

Die notwendigen Abdrucke der Vorschriften für die 
R egierungsam tsblätter gehen dem nächst den A m ts­
blattstellen zu*).

Entw urf, Berechnung und Ausführung der S tah l­
hochbauten sowie der tragenden Bauteile aus Stahl 
im Hochbau erfordern eine gründliche K enntnis dieser 
Bauweise und  der anerkannten  Regeln der H er­
stellungstechnik. D aher dürfen nur solche Fachleute 
und U nternehm er m it diesen A rbeiten betrau t werden, 
die diese K enntnis haben und eine sorgfältige Aus­
führung gewährleisten.

H insichtlich der un ter I I I  § 7 in Tafel 2 zuge­
lassenen Spannungen ist folgendes zu beachten:

Im  allgemeinen sind den Berechnungen die W erte 
der Spalte 4 (azui =  1200 kg/cm 2) zugrunde zu legen.

Sollen in Sonderfällen W erte der Spalten 5—9 an ­
gewandt werden, so is t am Anfang der statischen Be­
rechnung und  auf den in B etrach t kommenden 
Zeichnungen deutlich hervorzuheben, für welche 
Posten oder Bauteile ein in den Spalten 5—-9 ge­
nannter Baustoff verw endet werden soll.

Die W erte der Spalte 5 dürfen nur zugrunde gelegt 
werden, wenn v o r  dem Einbau oder der Aufstellung 
der betreffenden Bauteile glaubhaft nachgewiesen 
wird, daß es sich bei dem zu verwendenden Stahl

*) Sonderdrucke „Belastungen und Beanspruchungen im Hoch­
hau", enthaltend u. a. diesen Erlaß, sind vom Verlag Wilhelm Ernst 
u. Sohn, Berlin W 8, \ \  ilnelmstr. 90, zum Einzelpreis von RM 2,— 
zu beziehen. Partiepreise: 10 Stück ILM 19,—, 25 Stück RM 45,—, 
50 Stück RM 82,—, 100 Stück RM 150,— und Postgeld.

l) Zentralbl. d. Bauvcrw. 1925, S. 193.

tatsächlich um  „H andelsbaustahl“ m it den gewähr­
leisteten Eigenschaften nach Fußnote 2 zu Tafel 2 
handelt. Dieser Nachweis kann  je nach den vorlie­
genden Verhältnissen in verschiedener Form  erbracht 
werden, z. B. durch Vorlage von Bescheinigungen des 
W alzwerkes, durch Lieferscheine usw., in Ausnahm e­
fällen auch durch E insichtnahm e in die Bücher des 
Stahlbauwerkes oder des Händlers. Besonders strenge 
Prüfung ist am  Platze bei Lieferungen aus Lagern 
von Stahlhandlungen und wenn der Stahl bereits 
durch m ehrere H ände (Händler) gegangen ist. W ird 
der Nachweis n icht zweifelsfrei erbracht, so dürfen 
nur die W erte der Spalte 4 zugrunde gelegt werden.

Von der Beibringung eines Nachweises kann ab ­
gesehen werden bei:

1. Form stahl, d. h. I- und U -Stahl von 80 mm Höhe 
und m ehr und Bclagstahl;

2. W inkelstahl, bei dem die Schenkelsumme 140 mm 
oder m ehr beträg t;

3. J_-Stahl m it einer Höhe oder Breite von 80 mm 
und mehr,

da die Eisenhüttenw erke bei Bestellung in H andels­
güte S t 0012 diese W alzerzeugnisse m it den W erten 
für „H andelsbaustahl“ liefern werden.

Die W erte der Spalten 6— 9 dürfen nur angew andt 
werden, wenn vor dem Em bau oder der Aufstellung 
Abnahmezeugnisse über den für den betreffenden Bau 
verwendeten S tahl vorgelegt werden. Im  allgemeinen 
können als Abnahmezeugnisse die W erkatteste der 
W alzwerke anerkannt werden. Die Übereinstim m ung 
des verw endeten und des geprüften Stahls muß durch 
geeignete M aßnahmen kenntlich gem acht werden.

In  Zweifelsfällen können die Baugenehmigungs­
und die Baupolizeibehörden bei wichtigen Bauteilen 
von dem Ausführenden verlangen, daß er die Eigen­
schaft des verw endeten B austahls an Proben nach­
weist, die nach ihren Angaben zu entnehm en sind.

Bezüglich der anzunehm enden Schnee- und W ind­
drucklasten gelten vorläufig noch die Bestimmungen 
über die bei H ochbauten anzunehm enden Belastungen 
vom 24. Dezember 1919 un ter C b  und c2).

Der E rlaß wird im MB1IV., im FMB1. und im ZdB. 
veröffentlicht.

Im  Aufträge 
Dr. S c h in d o w s k i.

V 19.6200 d/20.
An

die Herren Regierungspräsidenten.
den H errn Staat-skommissar der H auptstadt Berlin,
den H errn Verbandspräsidenten in Essen,
die Baugenehinigungsbchörden (Baudrate, Oberbürgermeister und S tadt­

kreise sowie die bes. ermächtigten Ortspolizeibchördeii und die Pr. S taats­
hochbauämter).

x) Zentralbl. d. Bauverw. 1920, S. 45.
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I .  GEL T  U NGS B E  R E  J CH U M ) A L L G E M E IN E  B AU -
P O L IZ E IL IC H E  VOR S C  II R IE T E N .

§  1. Geltungsbereich.
Die „Bcrcchnungsgrundlagen für S tahl im H ochbau“ 

gelten für säm tliche Bauteile aus Stahl im Hochbau. Sie 
gelten auch für K ranbahnen und für Bauten zu vorüber­
gehenden Zwecken, wie fliegende Bauten, Baugerüste, Lehr­
gerüste und Schalungsstützen.

F ü r die Berechnung und Ausführung der Schweißverbin­
dungen sind die Vorschriften für geschweißte Stahlhoch- 
bauten vom 25. 8. 1934 —  V 19. 6200 h/9 (Zbl. d. B. S. 498) 
maßgebend.

F ü r Stahlbrücken und Stahlstege un ter Straßen, F uß ­
wegen, Straßen- und Feldbahnen ist D IN  1073 — Bcrechnungs- 
grundlagcn fü r stählerne Straßenbrücken — zugrunde zu 
legen (Erl. des Reichsverk.Min., des Landw.Min. usw. vom 
21. 9. 1931).

Die „Berechnungsgrundlagen für Stahl im Hochbau“ 
gelten ferner nicht:

für Stahlbrückcn un ter Eisenbahngleisen und Industrie­
bahnen, für ihre Lehrgerüste und Schalungsstützen,

fü r M aste in Starkstrom anlagen (Erl. des Min. f. Volksw. 
vom 22. 1. 1931 — I I  6206/9. 12 — Zbl. d. B. S. 83),

für Funktürm e (Sondervorschriften der Deutschen Reichs- 
post),

für Stahlkonstruktionen von K ranen, 
fü r Fördergerüste im Bergbau (Erl. des Min. f. H . u. Gew. 

vom 14. 11. 1927, Volksw. S. 959) und
fü r Führungsschienen und eiserne Schachtgerüste von 

Aufzügen (Erl. vom 3 .9 . 1929, Volksw. S. 961).
£  2. Sondcrbnuweisen.
Sonderbauweisen bedürfen einer besonderen Zulassung 

(Erl. vom 10. 2. 1934, Zbl. d. B. S. 113).

I I .  A L L G E M E IN E  V O R S C H R IF T E N  F Ü R  D IE  F E STIG -
K E I  T S  B E R E C H N  UNG.

§ 3. Allgemeine Bezeichnungen.
F ür die Bezeichnungen in den Festigkeitsberechnungen 

und Zeichnungen gilt der E rlaß des Min. f. Volksw. vom 
25. 2. 1925 —  I I  9. 155 — (Sonderbeil. z. A m tsblatt).

§  i .  Werte von E , G und at

Tafel 1.

Werkstoff
/ i - : Elastizitäts­

modul 
kg/cm1

G=  Schub- 
mod ul 
kg/eni*

ö j =  Wärme­
dehnzahl 
(linear)

Stahl (auch hoch­
wertiger Baustahl, 
Stahlguß und ge­
schmiedeter Stahl) 2 100 000 810 000 0.000 012

G u ß e isen ................... 1 oooooo 380 000 0,000 010

§  5. Inhalt der Berechnung.
Die Festigkeitsberechnung soll ausreichend angebeu:

a) die der Berechnung zugrunde gelegten Belastungen und 
Stoßzahlen nach den Belastungsannahm en im Hochbau 
(Erl. vom 30. 8. 1934 —  V 19. 6200 c/9 — Z bl.d .B . S. 543),

b) die für die Ausführung vorgesehenen Werkstoffe,
c) die Eigengewichte aller wesentlichen Teile,
d) die Querschnittsformen und Querschnittswerte aller 

wesentlichen Bauglieder,
e) die größten erm ittelten und die zulässigen Spannungen 

der einzelnen Bauglieder und Verbindungen,

f) die Größe der Durchbiegung, soweit dies nach § 13 Ziffer 4 
erforderlich ist,

g) wenn erforderlich, den Standsicherheitsnachweis gegen 
Abheben und Umkippen.

§  G. Einzelheiten der Berechnung.
1. G e n a u ig k e i ts g r a d .

Für die Ausrechnung genügt die Genauigkeit, die ein 
guter Rechenschieber oder ein sorgfältig durchgeführtes 
zeichnerisches Verfahren bieten. Daher dürfen die W erte der 
Biegemomente, Querkräfte, S tabkräfte usw. in der (von vorn 
gezählten) d ritten  Stelle abgerundet werden. Man rundet 
zweckmäßig ers t dann ab, wenn alle einzelnen Einflüsse zu­
sammengezählt sind.

In  besonderen Fällen, z. B. bei statisch  unbestimmten 
Systemen oder bei der Berechnung der O rdinaten der Ein­
flußlinien, kann eino größere Genauigkeit erforderlich werden.

2. N a c h w e is  d e r  S p a n n u n g e n .
Die Grenzwerte der Stabkräfte, Momente, Querkräfte und 

Auflagerkräfte sind, wenn erforderlich, getrennt für die 
ständigen Lasten, die Verkehrslastcn und die übrigen Lasten 
zu bestimmen (siehe Belastungsannahm en im Hochbau, Erl. 
vom 30. 8. 1934 — V 19. 6200 c/9 — ). Aus den Grenzwerten 
sind die Spannungen zu erm itteln und den zulässigen Span­
nungen gegenüberzustellcn.

3. A u ß e rg e w ö h n lic h e  F o rm e ln .
Seltener vorkommende Formeln sind zunächst m it den 

Buchstaben nach Erl. vom 25. 2. 1925 — I I  9. 155 — Zeichen 
für Festigkeitsberechnungen — niederzuschreiben. E rs t dann 
sind die Zahlen einzusetzen. F ü r  außergewöhnliche Formeln 
is t die Quelle anzugeben, wenn sie allgemein zugänglich ist. 
Sonst sind die Formeln so w eit zu entwickeln, daß ihre Rich­
tigkeit geprüft werden kann.

111. Z U L Ä S S IG E  SP A N N U N G E N  U ND  SP A N N U N G S- 
E R M Ä SSIG U N G .

§ 7. Zulässige Spannungen.
U nter der Voraussetzung, daß die Stahlbauteile ausreichend 

und dauernd gegen R ost geschützt und sachgemäß unterhalten 
werden, sind die in den folgenden Tafeln angegebenen Span­
nungen zulässig (wegen Spannungsermäßigung siehe § 8).

Hierbei sind folgende Belastungsfällo zu unterscheiden: 
B e la s tu n g s f a l l  1 ( H a u p tk r ä f te ) :

Gleichzeitige ungünstigste W irkung von 
ständiger Last,
Verkehrslast ohne W indlast,
Schneelast.

Zur „V erkehrslast“  zählen auch Bremskräfte und 
Schrägzugkräfte, die von e in e m  K ran herrühren, ferner 
Riemenzug und dergleichen.

B c la s tu n g s f a l l  2 (H a u p t-  u n d  Z u s a tz k r ä f t e ) :
Gleichzeitige ungünstigste W irkung der un ter Belastungs­
fall 1 genannten Lasten zusammen m it 

W indlast,
W  ärmesch wankungen,
B rem skräften oder Schrägzug von m e h r  a ls  e inem  

K ran.
F ü r Bauteile, die nu r durch e in e  der un ter Belastungs­

fall 2 angeführten L astarten  beansprucht werden, sind die 
in Tafel 2 für Belastungsfall 1 angegebenen Spannungen 
zugrunde zu legen.

M a ß g e b e n d  f ü r  d ie  Q u e r s c h n i t t s e r m i t t l u n g  i s t  
d e r  B e la s t u n g s f a l l ,  d e r  d e n  g r ö ß t e n  Q u e r s c h n i t t  
e r g ib t .
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Tafel 2.

Z u lä s s ig e  S p a n n u n g e n  fü r  B a u te i le  un d  V c rb in d u n g s m lt te l  in kg/cm*

1 2 3 4 5 | 6 | 7 ! 8 i 9 | 10 11

Yerwendungs- 
form im Bau­

werk

bei Bean­
spruchung auf

o

^zul 
bzw. 
T

°zul

St 00.121

Bei yollwandigcn Träg 
Fachwerken und Stütze 

Hand eis-1
baustahl* • S t 37.12)

er n, 
n aus

St 52*) Werkstoff
Maß­

gebender
Querschnitti

1 und 2 | 1 und 2
nd Belai 

1
tungsfall

2 1 2

a) Bauteile Zug und 
Biegung . . .  a zul

S c h u b ..................T7..\
Druck s. § 11

1
0,8

1200
960

1400
1120

1400
1120

1600
1280

2100

1680
2400
1920

b) Nietverbindungen Abschcren . .  Ta  zuj 
Lochleibungs- 

druck . . . .  rr(zul

1

2

1200

2400

1400

2800

1400

2800

1600

3200
2100

4200

2400

4800

N ieteaus St 34 .13S) 
Niete aus S t 44*) 
N ie teaus St 34.13®) 
Niete aus St 44*)

Loch-
qucrschnitt

e) Schraubenver­
bindungen 
(ein  g e p a ß te  
Schrauben)

Abschcren . .  TrtZUj 
Loehlcibungs- 

druck . . . .  cf¿zuj

.............ffzz ul

0,8

2

960

2400

850

1120_
2800

1000

J 120 

2800 

1000

1280

3200

1100

1680

4200

1500

1920

4800

1700

Schrauben aus S t 38.13*) 
Schrauben aus St 524) 
Schrauben aus St 38.13*) 
Schrauben aus St 52*) 
Schrauben aus St 38.13*) 
Schrauben aus S t 52*)

1 Loch- 
I Querschnitt

Kern-
querschnitt

Ferner

Y
Bclastungsfall 

1 2

d) Schraubcnvcr- 
bindungen (ro h e  
Schrauben)

Abscheren . .  TflZUj 
Lochleibungs­

druck ___ ° fzu l

.............°2ZUl

1000 1100 

1600 1800 

1000. 1100

Schrauben aus S t 38.13*) 

Schrauben aus S t 38.13*) 

Schrauben aus S t 38.13*)

\  Schaft- 
j Querschnitt

1 Kern- 
1 Querschnitt

e) Ankerschrauben 
u. Ankerbolzen ZuB ............. ffzzul

850 850 
1000 1100

1500 1700

Anker aus St 00.12') 
Anker aus Handelsbau­

stahl*) u. St 37.12*) 
Anker aus S t 52*)

Kern­
querschnitt

*) St 00.12 is t ein Flußstahl m it einer Höchstzugfestigkeit von 50 kg/mm* und muß dem Faltversuch m it einem Dorndurchmesser D —4a, Biege- 
wlnkel 90®, genügen (DIN 1612).

*) ITandelsbaustahl is t ein Flußstahl mit einer Mindestzugfestigkeit von 34 kg/nun*, einer Höchstzugfestigkeit von 50 kg/nun*, einer Mindestbruch­
dehnung von 18% am langen Normalstab und muß dem Faltvcrsuch mit einem Dorndurchmesser D = 2 a , Biegewinkel 180®, genügen.

*) St 37.12 is t ein Flußstahl m it einer Mindestzugfestigkeit von 37 kg/mm*, einer Höchst Zugfestigkeit von 45kg/m m !, einer Mindest bruchdehming 
von 20% am  langen Normalstab und muß dem Faltvcrsuch m it einem Dorndurchmesser D = 0 ,5 a , Biegewinkel 180®, genügen (DIN 1612).

Bel Tragteilen aus besonders hohen Blechen ist die Festigkeit des Blcchwcrkstoffes nachzuweisen.
*) S t 52 und S t 44 müssen den „Technischen Lieferbedingungen für Baustahl S t 52 und Nietstahl St 44“  der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft ent­

sprechen und nach diesen Bedingungen abgenommen und gekennzeichnet werden. Diese Vorschrift kann vom Reichsbahn-Zentralamt für Rechnungswesen, 
Gruppe Drucksachen, bezogen werden.

*) St 34.13 is t ein Flußstahl mit einer Mindestzugfestigkeit von 34 kg/mm*, einer Höchstzugfestigkeit von 42 kg/mm* und einer Mindestbruchdehnung 
von 25% am langen Normalstab. Der Stahl muß sich, ohne Anrisse auf der Zugseite zu zeigen, kalt zusammensehlagen lassen, bis die Schenkel flach anein­
ander anlicgcn (DIN 1613).

*) St 38.13 is t ein Flußstahl m it einer Mindestzugfestigkeit von 38 kg/mms, einer Höchstzugfestigkeit von 45 kg/mm*, einer Mindestbruchdehnung von 
20% am langen Normalstab und muß dem Faltvcrsuch m it einem Dorndurchmesser D = 0 ,5 a , Biegewinkel 180®, genügen (DIN 1613).

Tafel 3.

Z u lä s s ig e  S p a n n u n g e n  fü r  L a g e r te i le  u n d  G e len k e  in kg/cm*

1 2 3 I 4 5 6 7 | 8

bei Beanspruchung auf

Gußeisen 
Ge 14.917)

Stahlguß 
Stg 52.81 S')

Vergütungsstalii 
StC 35.61»)

Belastungsfall Belastungsfall BeJastungsfaJl
l | 2 1 ! 2 1 ; 2

Biegung: Z u g .........................................
D ru c k ..................................... "zul

450 5C0 
900 I000

;
1800 j  2000 2000 2200

Druck ....................................................... ffzul 1000 1100 1800 2000 2000 2200

Berührungsdruck nach den Formeln 
von H e r tz ............................................. °zu l 5000 6000 8500 j 10 000 9500 12000

Bei beweglichen LAgern, die mehr als zwei Walzen haben, sind diese W erte für die Walzen um 
1000 kg/cm* zu ermäßigen.

Bei Gelenkbolzen darf der Lochleibungsdruck gleich der 1,3 fachen zulässigen Zug- und Biegespannung der zu verbindenden Teile sein.

’) Ge 14.91 is t ein Gußeisen m it einer Mindestzugfestigkeät von 14 kg/mm*, einer Mindestbiegefestigkeit von 28 kg/mm* und einer Mindestdurch­
biegung von 7 mm, gemessen am Biegestab von 600 mm Stützweite (DIN 1691).

*) Stg 52.81 S ist ein Stahlguß m it einer Mindestzugfestigkeit von 52 kg/mm*, einer MindeststreckgTenze von 25 kg/mm* und einer Mindestbruchdehnung 
16% (DIN 1681).

*) Vergütungsstahl St C 35.61 ist ein ausgeglühter Flußstahl m it einer Mindestzugfestigkeit von 50 kg/mm*, einer Höchstzugfestigkeit von 60 kg/mm*, 
einer Mindest Bruchdehnung von 19% am langen Normalstab, einer Mindeststreckgrenze von 28 kg/mm*, einem Kohlcnstoffgehalt von 0,35%, einer« 
Höchstmangangehalt von 0,8% und einem Höchstsiliziumgehalt von 0,35% (DIN 1661).
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§  S. Spannungsermäßigung.
F ür Teile fliegender B auten, die stoßweise belastet werden 

oder Wechsclbeansprucliungen erleiden oder starker Ab­
nützung ausgesetzt sind, sind die W erte der Tafeln 2 und 3 
um 20 °/0 zu ermäßigen oder die Stöße und sonstigen Einw ir­
kungen durch Zuschläge zur L ast und die Abnützung durch 
Zuschläge zu den rechnerischen Abmessungen zu berück­
sichtigen (vgl. Erl. vom 13. 5. 1929 — I I  e 1540/29 — Zbl. 
d. B. S. 360).

AVird bei einem Bauwerk alter B austahl wieder verwendet, 
so müssen die zulässigen Spannungen gemäß dem E rhaltungs­
zustand herabgesetzt werden.

IV .  B E M E SSU N G SB E O E LN .
§  9. Mindestquerschnitte.
Führen Fcstigkeitsberechnungen bei verbundenen Stahl­

bauteilen zu sehr ldeinen Blech- oder Profildicken, so sind bei 
H aupttragteilen nur Querschnitte zu verwenden, deren 
kleinste Abmessung 4 mm nicht unterschreitet und deren 
Anschlußseiten so breit sind, daß sie ordnungsmäßig genietet, 
verschraubt oder geschweißt werden können. Dicken unter 
4 mm sind in H aupttragteilen nur zulässig für Bauwerke von 
untergeordneter A rt, wie Gewächshäuser, Gartenzelte, Vor­
gartenüberdachungen, Einfriedigungen u. dgl.

£  10. Zugstäbe.
Bei der E rm ittlung des nutzbaren Querschnitts F n von 

Zugstäben müssen d ie  Nietlöcher abgezogen werden, deren 
Lage dies erfordert. Z. B. sind bei dem in Abb. 1 dargestellten

H

Abb. 1.
Querschnitt n icht nur die Nietlöcher im Schnitt a— a oder c—-c 
abzuziehen, sondern in den Stegbleelicn S  und in den AVinkeln 
die vom Schnitt a— a und in den Bciblechen B  auch noch die 
vom Schnitt c—c getroffenen, weil hier die einzelnen Teile 
des Querschnittes reißen würden.

I s t  der durch vier Nietlöcher geschwächte Querschnitt 
a-c-c-a der Stcgbleche S  kleiner als der durch zwei Löcher 
geschwächte Schnitt a—a, so müssen auch die im Schnitt c—c 
sitzenden Nietlöcher der Stegbleche S  abgezogen werden.

£  11. Druckstäbe.

Die D ruckkraft is t m it der Knickzahl u> =
zui

* 7.U1

Enden der freien Knicklänge sK sind als gelenkig geführt anzu- 
sehen (2. Eulerfall).

b) B e i G e s c h o ß s tü tz e n :  Stehen S tützen in mehreren 
Stockwerken übereinander und werden sie in den Decken 
unverrückbar gehalten (z. B. durch Träger, Anker, Verbände), 
so is t die Geschoßhöhe als Knicklänge anzunehmen.

2. S c h la n k h c i ts g r a d .
Stäbe m it einem Schlankhcitsgrad ). >  250 dürfen nicht 

verwendet werden.
3. M i t t ig e r  K r a f ta n g r i f f ,  

a) E in te i l ig e  D r u c k s tä b e :

Für den Schlankheitsgrad ). =  .des Stabes und den
m in  t

verwendeten W erkstoff is t aus der Tafel 5 die K nickzahl u> 
zu entnehmen und nachzuweisen, daß 

tu • S
aco F < ist

Tafel 4.

vielfachen. Der S tab ist dann bei der Bemessung wie ein 
Zugstab, jedoch ohne Nietabzug zu behandeln.

SK
Die K nickzahl w  ist vom Schlankheitsgrad /. — . und

min t
vom AVcrkstoff des Stabes abhängig.

Im  einzelnen is t nach den folgenden unter 1 bis 4 aufge­
führten Regeln zu verfahren.

1. F re ie  K n ic k lä n g e .
a) B e i F a e h w e r k s tä b e n :  Bei den G urtstäben der 

Fachwerkträger, wozu auch die Endstreben trapezförmiger 
Träger gehören, ist als freie Knicklänge die Länge ihrer 
Netzlinien anzunehmen. Bei den Füllungsstäben (Streben 
und Pfosten) ist für das Ausknicken aus der Trägerebene als 
freie Knicklänge sK ebenfalls die Länge der Netzlinien, für 
das Ausknicken in der Trägerebene als freie Knicklänge sK 
der Abstand der nach der Zeichnung geschätzen Schwer­
punkte der beiderseitigen Anschlußnietgruppen bzw. des 
Schweißanschlusses des Stabes einzuführen. Bei sich kreu­
zenden Stäben, von denen der eine D ruck, der andere Zug 
erhält, is t der K reuzungspunkt als ein in der Trägerebene und 
rechtwinklig dazu fcstliegcnder P u n k t vorauszusetzen, falls 
die sich kreuzenden Stäbe dort durch mindestens zwei Niete 
(bei zweiteiligen Stäben in jedem Teil) oder einer entsprechen­
den Schweißverbindung miteinander verbunden sind. Die

Schlankhcitsgrad Knickspannungen a K in kg/cm 2

;  _  SÄ  
i

für Flußstahl St. 00.12, 
Handelsbaustahl 

und St. 37.12
f ü r  Baustahl S t 52

A < 6 0 Ok  =  2400 Ok  =  3000

A >  60 <  100
Ö K = 2891 — 818 ( ) 

A \  100 /
(7 r.' =  5801— 3818 ( | 

A \  100 /

A >  ioo

/ 100 \ 2 
aK “  2073 (/ ¿ j

1 100 \ 2 
0 ^ = 2 0 7 3   ̂ y  J

0 bis 60 2400 3600
70 2318 3218
80 2237 2837
90 2155 2455

100 2073 2073
110 1713 1713
120 1439 1439
130 1226 1226
140 1057 1057
150 921 921
160 810 810
170 717 717
180 640 640
190 574 574
200 518 518
210 470 470
220 428 428
230 392 392
240 360 360
250 332 332

Hierbei sind:

min i mi"'^ Je- kleinste Trägheitshalbmcsser des unver-
\  F

schwächten Stabquerschnittes,
min-/ das kleinste Trägheitsm om ent des unvcrsehwäch-

ten Stabquerschnittes,
F  der unverschwächte S tabquerschnitt,
S  die größte D ruckkraft des Stabes,
<tzu1 die zulässige Zug- und Biegespannung nach Tafel 2,

jedoch darf bei Stäben, die nu r auf Druck beansprucht
CD ' Swerden, die nach der Formel a =, erreclmetoo> Je

Spannung 1200 kg/cm2 bei S t 00.12, 1400 kg/cm2 bei 
H andelsbaustahl und S t 37.12 und 2100 kg/cm2 bei 
S t 52 n ich t überschreiten, 

b) S tä b e  v e r ä n d e r l i c h e r  H ö h e  u n d  g le ic h b le ib e n ­
d e r  Q u e r s c h n i t t s f o r m :

Bei Stäben veränderlicher Höhe und gleichbleibcndcr 
Quersehnittsform is t als Trägheitsm om ent der ideelle W ert 
./» =  /< max J , als Querschnitt der AVcrt max F  und als AA'ider- 
standsm om ent der AArert maxlF einzuführen.

Die Näherungswerte der Tafel 6 gelten nur für

'* " > 0 , 2 0
V max*/
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Tafel 5

K n ic k z a h le n  o>

Flußstahl St 00.12, Handelsbaustahl und S t 37.12

A 0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 A

0 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 0
10 1,01 1,01 1,01 1,01 1,01 1,01 1,01 1,02 1,02 1,02 10
20 1,02 1,03 1,03 1,03 1,03 1,04 1,04 1,04 1,05 1,05 20
30 1,05 1,06 1,06 1,07 1,07 1,08 1,08 1,09 1,09 1,10 30
40 1,10 1,11 1,11 1,12 1,13 1,13 1,14 1,15 1,15 1,16 40
50 1,17 1,18! 1,18 1,19 1,20 1,21 1,22 1,23 1.24 1,25 50
60 1,26 1,27 1,29 1,30 1,31 1,32 1,34 1,35 1,36 1,38 60
70 1,39 1,41 1,43 1,44 1,46 1,48 1,50 1,52 1,54 1,56 70
80 1,59 1,61 1,63 1,66 1,69 1,71 1,74 1,78 1,81 1,84 80
90 1,88 1,92 1,95 2,00 2,04 2,09 2,14 2,19 2,24 2,30 90

100 2,36 2,41 2,46 2,51 2,56 2,61 2,66 2,71 2,76 2,81 100
110 2,86 2,91 2,97 3,02 3,07 3,13 3,18 3,24 3,29 3,35 110
120 3,40 3,46 3,52 3,58 3,64 3,69 3,75 3,81 3,87 3,93 120
130 4,00 4,06 4,12 4,18 4,25 4,31 4,37 4,44 4,50 4,57 130
140 4,63 4,70 4,77 4,83 4,90 4,97 5,04 5,11 5,18 5,25 140
150 5,32 5,39 5,46 5,53 5,61 5,68 5,75 5,83 5,90 5,98 150
160 6,05 6,13 6,20 6,28 6,36 6,44 6,51 6,59 6,67 6,75 160
170 6,83 6,91 6,99 7,08 7,16 7,24 7.32 7,41 7,49 7,57 170
180 7,66 7,75 7,83 7,92 8,00 8,09 8,18 8.27 8,36 8,44 180
190 8,53 8,62 8,72 8,81 8,90 8,99 9,08 9,17 9,27 9,36 190
200 9,46 9,55 9,65 9,74 9,84 9,94 10,03 10,13 10,23 10,33 200
210 10,43 10,53 10,63 10,73 10,83 10,93 11,03 11,13 11,24 11,34 210
220 11,44 11,55 11,65 11,76 11,86 11,97 12,08 12,18 12,29 12,40 220
230 12,51 12,62 12,72 12.83 12,94 13,06 13,17 13,28 13,39 13,50 230
240 13,62 13,73 13,84 13,96 14,08 14,19 14,31 14,42 14,54 14,66 240
250 14,78 1 1 250

Baustahl St 52

0 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1.00 1,01 0
10 1,01 1,01 1,01 1,01 1,01 1,02 1,02 1,02 1,02 1,03 10
20 1,03 1,03 1,04 1,04 1,04 1,05 1,05 1,06 1,06 1,06 20
30 1,07 1.07 1.08 1,08 1,09 1,10 1,10 1,11 1,12 1,12 30
40 1,13 1,14 1,15 1,15 1,16 1,17 1,18 1,19 1,20 1,21 40
50 1,22 1,23 1,24 1,25 1,26 1,28 1,29 1,30 1.32 1,33 50
60 1,35 1,36 1,38 1,40 1,42 1,44 1,46 1,48 1*50 1,52 60
70 1,54 1,57 1,59 1,62 1,65 1,68 1,71 1,74 1,78 1,81 70
80 1,85 1,89 1,93 1,98 2,03 2,08 2,13 2,19 2,25 2,32 80
90 2,39 2,47 2,55 2,64 2,74 2,84 2,96 3,08 3,22 3,38 90

100 3,55 3,62 3,69 3,76 3,84 3,91 3,98 4,06 4,14 4,21 100
110 4,29 4,37 4.45 4,53 4,61 4,69 4.77 4,85 4,94 5,02 110
120 5,11 5,19 5,28 5,37 5,45 5,54 5,63 5,72 5,81 5.90 120-
130 5,99 6,09 6,18 6,27 6,37 6,46 6,56 6,66 6,75 6,85 130
140 6,95 7,05 7,15 7,25 7,35 7,46 7,56 7,66 7,77 7,87 140
150 7,98 8,09 8,19 8,30 8,41 8,52 8,63 8,74 8,85 8,97 150
160 9,08 9,19 9,31 9,42 9,54 9,65 9,77 9,89 10,01 10.13 160
170 10,25 10,37 10,49 10,61 10,74 10,86 10,98 11,11 11,24 11,36 170
180 11,49 11,62 11,75 11,88 12,01 12,14 12,27 12,40 12,53 12.67 180
190 12,80 12,94 13,07 13,21 13,35 13,48 13,62 13,76 13,90 14,04 190
200 14,18 14,33 14,47 14,61 14,76 14,90 15*05 15,20 15,34 15,49 200
210 15,64 15,79 15,94 16,09 16,24 16,39 16.55 16,70 16,85 17,01 210
220 17,16 17,32 17,48 17,64 17,79 17,95 18,11 18,27 18.44 18,60 220
230 18,76 18,92 19,09 19,25 19,42 19,58 19,75 19,92 20,09 20,26 230
240 20.43 20,60 20,77 20,94 21,11 21,29 21,46 21,64 21,81 21.99 240
250 22,16| i i 1 1 250

Zwischenwerte brauchen nicht eingeschaltet zu werden.

Vorschriften fü r  mehrteilige Druckstäbe werden demnächst 
als Nachtrag zu diesen Bestimmungen folgen.

4. A u ß e r m i t t ig e r  K r a f ta n g r i f f .
1. Bei Stäben, die erheblich außerm ittig durch eine 

D ruckkraft S  =  Sy S p  oder die neben einer m itti­
gen D ruckkraft S  von Biegemomenten M % und M y  bean­
sprucht -werden, is t nachzuweisen, daß die aus der folgenden 
Nüherungsformel errechnete gedachte Randspannung om < oIui 
ist. Es muß sein:

  co * S  M x M y
F <7zu1'

(Da S  eine D ruckkraft, also stets negativ ist, so müssen die

W erte m it —Zeichen in die Rechnung eingeführt werden.) 

Hierin bedeuten:
co die größte Knickzahl,
M x  das Biegemoment um die Achse x—x,
IVx das W iderstandsmom ent in bezug auf die Achse x—x, 
M v das Biegemoment um die Achse y—y,
IVy das W iderstandsmom ent in bezug auf die Achse y—y. 
Für W is t das W iderstandsmom ent Wn des verschwächten

Querschnittes einzuführen, we nn— ist.
x  \  nx  " U y !

Wn ist nach § 13 Ziffer 2 zu erm itteln.
2. Die Biegemomente M  und die W iderstandsmomente 

(m it Nietabzug) Wn sind dabei auf die Achsen des unver- 
schwäehten Querschnittes zu beziehen.

§  12. Abnützung der Druckstäbe gegen seitliches A us­
weichen.

Druckgurte, die nicht durch einen Verband verbunden 
sind, müssen auf Sicherheit gegen seitliches Ausweichen 
untersucht werden. W ird auf eine eingehende Rechnung ver­
zichtet, so ist als Überschlagsrechnung eine Seitenkraft von 
Vioo der größten S tabkraft der beiden benachbarten G urtstäbe 
(ohne Knickzahl) rechtwinklig zur Trägerebene nach außen 
oder innen anzunehmen. H ierm it sind die abstützenden Teile 
zu berechnen.

Bei durchgehenden Stützen, die nu r auf Druck beansprucht 
werden und deren Stöße in den äußeren Viertelteilen der 
Knicklänge angeordnet sind, dürfen die Verlaschungen und 
Nietanschlüsse der Stöße für die halbe S tützenlast bemessen 
werden, wenn die Endquerschnitte winkelrecht sind und sa tt 
aufeinander aufliegen.

Am Kopf und Fuß der nur auf D ruck beanspruchten 
S tützen brauchen bei winkelrechter Fräsung der Endquer­
schnitte und Anordnung ausreichend dicker Auflagerplatten 
die Niete der Anschlußteile (Schaftbleche, Winkel u . dgl.) nur 
für ein V iertel der S tützenlast bemessen zu werden.

§  13. A u f Biegung beanspruchte Bauteile.
1. S tü tz w e i te .

Als Stützweite ist die E ntfernung der Auflagermitten ein­
zuführen. Bei Lagerung unm ittelbar auf dem Mauerwerk

c) M ehrteilige D ruckstäbe:

Tafel 6.

Minderungsbeiwert p  des Trägheitsmomentes fü r Stäbe m it stetig  veränderlichem Querschnitt

Stabform

m axj

0,34 +  0;>66] / , 

',61 +  0,39 j /

m in,/ 

max j

m in./
m ax./

0,20 + 0,S0
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darf als Stützweite die um mindestens 1/20, mindestens aber 
um 12 cm vergrößerte Lichtweite gelten ; jedoch nur, wenn m it 
dieser Annahme die zulässige Spannung der stützenden Bau­
teile nicht überschritten wird.

2. N u tz b a r e s  W id e r s ta n d s m o m e n t.
Bei E rm ittlung des nutzbaren W iderstandsmom entes von 

W alzträgem  und genieteten Trägem  müssen die in der Zugzone 
liegenden Nietlöcher abgezogen werden.

Bei W alzträgern mit üblicher Anordnung und Größe der 
Niet- und Schraubenlöcher kann das W iderstandsmoment 
hierbei für die Schwerachse des unversehwächten Quer­
schnitts erm ittelt werden.

Werden bei genieteten Trägem  für eine senkrechte Loch­
reihe im Stegblech 15 %  der Stegdicke und in beiden Gurten 
die Nietlöcher abgezogen, so kann auf eine genauere Berech­
nung des W iderstandsmom entes verzichtet werden.

3. B e m e ssu n g  d e r  S ta h l t r ä g e r .
Stahlträger sind im allgemeinen je nach Ausführung und 

Anordnung ihrer Auflager nach den Regeln für freiaufliegende 
Träger, für durchlaufende Träger oder, bei Anordnung von 
Gelenken, deren W irksamkeit nicht behindert ist, z. B. bei 
D achpfctten, für durchlaufende Gelenkträger zu bemessen.

a) D u rc h la u f e n d e  D e c k e n t r ä g e r  u n d  U n te rz ü g e . 
Deckenträger und Unterzüge, die über drei oder m ehr Stützen 
durchlaufen und miteinander biegefest verbunden sind10), 
dürfen bei gleichen Stützweiten und gleich großer Belastung 
für die nachstehenden Momente bemessen werden. Das gleiche 
gilt bei ungleichen Stützweiten und bei ungleichen Belastun­
gen, wenn die kleinste Stützweite oder Belastung noch min­
destens 0,8 der größten ist. Voraussetzung hierfür ist, daß der 
Querschnitt, der sich für das stärkstbeanspm chto Innenfeld 
ergibt, auch in den übrigen Innenfeldern durchgeführt wird,

a) Gleichmäßig verteilte Belastung

11
qP 
16

in den Endfeldern M  =

M  =in den Innenfeldern 

0) andere Belastungsarten

in den Endfeldem M x  =  J / 0 — 0,6 M a

in den Innenfeldern 

J /x  =  M 0 — 0,75 ( 31 b .

Endfeld

l
(Abb. 2)

-f- Mc - )  (Abb.3)

Ri­

als teilweise cingcspannte Träger für die unter Ziffer a) an­
gegebenen Momente bemessen werden.

Außer den üblichen Steganschlüssen sind die Zugflansche 
der aufeinander folgenden Träger durch aufgelegte Platten 
zu verbinden, die den gleichen N utzquerschnitt wie der 
Trägerflansch haben. Die Anzahl und Dicke der Anschluß­
schrauben d'eser P latten muß der Zugkraft entsprechen, die 
die P latte  übertragen kann.

Die K räfte im Druckflansch müssen durch eingelegte, der 
Zwischenfuge angepaßte und gegen Herausfallen gesicherte 
D ruckplatten oder durch vollständige oder teilweise Aus­
füllung der Zwischenfugen m it Schweiße übertragen werden. 
Bei Zwischenstützen muß die Übertragung der in den Druck­
flanschen wirkenden K raft durch besondere bauliche Maß­
nahmen pewähr'eistet werden.

c) D e c k e n tr ä g e r  u n d  U n te rz ü g e  m it u n g le ic h e n  
S tü tz w e i te n  o d e r  u n g le ic h e n  B e la s tu n g e n . Bei Trä­
gersträngen m it mehr als drei Feldern und mit größeren 
Unterschieden der Stützweiten oder Belastungen, als in 
Ziffer a) angegeben, dürfen die Bestimmungen der Ziffern a) 
und b) für Gruppen von je drei oder mehr benachbarten Fel­
dern angew andt werden, wenn für diese Felder die Voraus­
setzungen der Ziffern a) und b) zutreffen.

d) A u f la g e r k rä f te .
Die Auflagerkräfte sind wie für Einzelträger auf zwei 

Stützen zu berechnen, m it Ausnahme des Trägers auf drei 
Stützen.

4. R e c h n e r is c h e  D u rc h b ie g u n g  d e r  T rä g e r .
Ein bestimmtes Größtm aß für die Durchbiegung der 

Träger ist nicht allgemein vorgeschrieben. In  besonders ge­
arteten Fällen, vor allem bei Trägern, die durch Riemenan­
triebe stark  belastet werden, und bei Trägern und Unterzüeen, 
die ein Gebäude aussteifen und an Stelle der sonst vorhandenen 
Quer- und Längswände treten und dabei mehr als 7 m lang 
sind, darf die Durchbiegung l/500 der Stützweite nicht über­
schreiten. Liegen derartige Träger in Beton oder sind sie 
gleichzeitig Deckenträger, deren Durchbiegung durch die 
Verbundwirkung der Deckenkonstruktion wirksam behindert 
wird, so darf die rechnerische Durchbiegung 1/300 betragen.

Bei Gründungskörpern und Auflagern ist für Rost- und 
Verteilungsträger eine Durchbiegung von 1/lonn der Kraglängc 
zulässig.

5. A u s s te ifu n g  d e r  S te g b le c h e .
Besonders hohe Stegbleche sind an Stellen m it großen 

Querkräften auf Ausbeulen zu 
untersuchen11);Jnnenfeld

Abb. 2.

6 . B e re c h n u n g  d e r  R ieg e l 
in F a c h w e rk w ä n d e n . 
Riegel stählerner Fachwerk­

wände brauchen nicht auf 
B ie g u n g  infolge senkrechter 
Belastung durch Mauerwerk 
berechnet zu werden, wenn die 
Wände so gestützt sind, daß 
ihr Gewicht unm ittelbar von 
der G ründung oder besonderen 
Tragteilen aufgenommen wird, 
ohne daß besondere Biege­
spannungen in den Riegeln 
auftreten.

Hierin bedeuten:
die im untersuchten Feld auftretenden Biegemomente le i 
freier Auflagerung,
das in den Endfeldern bei freier Auflagerung an der 
R andstütze und bei voller Einspannung an der Innen­
stütze auftretende Einspannungsmoment.

Idie in den Innenfeldern bei voller Einspannung an den 
Stützen auftretenden Einspannungsmomente,

b) D e c k e n tr ä g e r  u n d  U n te rz ü g e  m it  te i lw e is e r  
E in s p a n n u n g .  Deckenträger und Unterzüge, die zwischen 
anderen Trägern, Unterzügen oder Stützen gespannt sind und 
an andere g le ic h g e r ic h te te  Träger unter Beachtung nach­
stehender Ausführunsrsgrundsätze angeschlossen sind, dürfen
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§ 14. Slandsicherheit.
Die Sicherheit gegen Kippen einzelner Bauteile muß in der 

Regel mindestens 2 fach sein, in besonderen von der Bau­
polizei zu bestimmenden Ausnahmefällen aber mindestens
1.5 fach. Gegen Abheben von den Itigern muß mindestens 
1,3 fache Sicherheit nachgewiesen werden.

Die Standsicherheit des ganzen Bauwerks muß mindestens
1.5 fach sein.

Berlin, den 19. September 1934.
Der preußische Finanzm inister.

Im  Aufträge 
V 19. 6200 d/20. Dr. S c h in d o w sk i.

‘°) Demgemäß sind die Stöße so auszubilden, daß d tr  ganze Querscimitt gedeckt ist.
u ) Siehe z. B. „Schaper. Grundlagen des Stahlbaues“ . S. 9S, Berlin 1933, Verlag von E m st u. Sohn.
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